
Bayerischer Landtag 
15. Wahlperiode Drucksache 15/127 
 10.12.2003 

 

Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und be-
schlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin 
Runge, Dr. Christian Magerl, Ruth Paulig und Fraktion BÜNDNIS 90 
DIE GRÜNEN 

Drs. 15/101 

EU-Verfassungsvertrag - Kein explizites Recht zur europäischen Gesetz-
gebung im Bereich der Daseinsvorsorge 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung dafür 
einzusetzen, dass diese in den Verhandlungen um den EU-Verfassungs-
vertrag darauf drängt, dass der Artikel III - 6 im Vertragsentwurf geändert 
wird. Insbesondere geht es darum, den letzten Satz, um den der Artikel III - 6 
nach den Verhandlungen im Konvent ergänzt wurde, zu streichen. Der Ge-
meinschaft darf in Bezug auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse kein explizites Recht zur europäischen Gesetzgebung einge-
räumt werden.  
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